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 Mainz, 17.03.2015 
 
 
Antrag 0598/2015 zur Sitzung Stadtrat am 25.03.2015 

 
Überarbeitung der Straßenreinigungssatzung (AfD/FW) 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Verwaltung wird aufgefordert einen Kriterienkatalog zu erstellen, aus dem für den Bürger 
ersichtlich ist, nach welchen Kriterien eine Straße durch die Stadt zu reinigen ist. In diesen 
Katalog sind  folgenden Punkten zu beachten.  
 
 
• Definition der Kriterien für reinigungsfreie und reinigungspflichtige Straßen 
 
• Daraus resultierend eine Neufassung der Straßenverzeichnisse A und B 
 
• Bedarfsgerechte Ermittlung der Reinigungshäufigkeit 
 
• Gerechte Kostenermittlung der Vorder- und Hinteranlieger durch ein neues Abrech-

nungsmodell (§4 …) 
 
• Definition des Erschließungsbegriffs entsprechend BGH-Urteil V ZR 106/07 
 
• Mitwirkungsrecht der Anlieger bei der Zuordnung zum Verzeichnis A oder B 
 
• Veränderbarkeit der Zuordnung in reinigungspflichtige Straßen durch  Einspruchsrecht 

von min. 75% der Anlieger 
 
• Definition der Zwangsreinigung bei Nichteinhaltung der Satzung durch die Stadtwerke 

Mainz   
 
• Beachtung der Eingemeindungsvereinbarungen der Stadtteile 
 
 
Nach Erstellung des Katalogs ist die Straßenreinigungssatzung entsprechend der Ergebnisse 
anzupassen und ggf. neu zu erstellen. 
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Begründung: 
 
Diskussionen um die Mainzer Straßenreinigungssatzung sorgen seit geraumer Zeit immer wie-
der für Streit in manchen Mainzer Stadtteilen. 
Die von einem Finther Präzedenzfall ausgelöste Umverteilung der Kehrkosten von Vielen auf 
Wenige wird seit Jahren nicht nur von Bürgern, sondern auch von der Verwaltung und von 
Mandatsträgern als unbefriedigend gesehen.  
Um die Situation zu lösen, hat sich die Stadt mit Zustimmung des Stadtrats an den Landesge-
setzgeber gewandt mit dem Ziel, über eine Änderung des Landesstraßengesetzes zu Rahmen-
bedingungen zu kommen, die eine Korrektur der Straßenreinigungssatzung erleichtern. 
Leider hat das Land sich trotz Einsicht in die Problematik zurückgezogen, weil kein Bedarf ge-
sehen wird, eine ausschließlich auf Mainz zugeschnittene Gesetzesnovellierung vorzunehmen.  
Folglich sind jetzt Stadtrat und Stadt in der Pflicht, den zunächst an das Land delegierten Kor-
rekturbedarf eigenverantwortlich durch Anpassung der Straßenreinigungssatzung vorzuneh-
men. 
Diese Anpassung ist nötig, um sowohl den betroffenen Bürgern als auch allen anderen Partei-
en größtmögliche Transparenz in allen Fragen der Straßenreinigung zu bieten, somit Unver-
ständnis und Streitpunkte aus der Welt zu schaffen und für mehr Übersicht und Gerechtigkeit 
zu sorgen. 
Anhand des definierten Kriterienkataloges ist es dem Einzelnen in Zukunft möglich selbst an-
hand von klar definierten Kriterien nachzuvollziehen, ob und warum gekehrt wird. 
 
 
 
 
 
Herr Claus Berndroth 
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